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Umfrage zu den medienpolitischen Positionen der im Bundeshaus vertretenen Parteien 
 
Warum das SSM diese Umfrage gemacht hat 
 
Die Schweizer Medienlandschaft, insbesondere die elektronischen Medien mit Internet, Social Media 
und Multimedia-Angeboten, befindet sich in einem rasanten Umbruch. Zeitungsverleger forcieren aus 
wirtschaftlicher Notwendigkeit ihre Netzaktivitäten, grosse Medienmultis wie Google drängen ins 
finanziell interessante Internetfernsehen und auch die SRG positioniert sich mit den neu 
konvergenten Radio- und TV-Angeboten und ihrer Multimediastrategie.  
 
Das Volk, der Gesetzgeber und die Parteien spielen in diesem Medienmonopoly jeweils ihre eigene 
zentrale Rolle. Das Volk durch seine Präferenzen bezüglich des zu konsumierenden Mediums, der 
Gesetzgeber durch Erlass der notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen und die Parteien durch 
ihre Einflussmöglichkeiten im Parlament - mithin durch ihre medienpolitischen Programme.  
 
Das SSM interessiert sich nun speziell für das medienpolitische Programm und die Standpunkte der 
wichtigsten im Parlament vertretenen Parteien. Das war die Motivation für die nachfolgende Umfrage. 
 
Was das SSM wissen wollte  
 
Nachdem das SSM die Gewerkschaft der elektronischen Medien ist, lag der Schwerpunkt der Fragen 
in diesem Bereich mit den folgenden vier thematisch unterschiedlichen Blöcken: 
 

 Grundsätzliche medienpolitische Fragen 
 Fragen zu Radio, TV und Multimedia 
 Fragen zu den privaten elektronischen Medien 
 Fragen zur Presseförderung 

 
 
Die Rückmeldungen der Parteien 
 
Angefragt wurden BDP, CVP, CSP, EDU, EVP, FDP, GPS, Grünliberale Schweiz, SP und SVP. 
Ausser den „Grünliberalen“ haben alle angefragten Parteien die Umfrage erfreulicherweise und trotz 
der gedrängten Agenda ganz oder teilweise beantwortet.  Die Grünliberale haben sich lediglich 
entschuldigt, sie hätten noch keine entsprechenden Positionen erarbeitet.  
 
Die Rückmeldungen der Parteien können Sie auf unserer Homepage unter dem Link: 
www.ssm-site.ch/de/images/file/parteienumfrage-medien.pdf nachlesen. Prominent wird die 
Umfrage auch im Medienmagazin Edito analysiert werden: www.edito-online.ch 
 
Für Fragen zur Umfrage oder zum SSM:  
 
Schweizer Syndikat Medienschaffender  
Syndicat suisse des mass media 
Sindacato svizzero dei mass media 
Birmensdorferstrasse 65, 8004 Zürich 
 
Tel. 044 202 77 51 
Fax 044 202 79 48 
E-mail: info@ssm-site.ch 
www.ssm-site.ch 
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Unter dem äusserlichen Anschein einer wachsenden Vielfalt (online-Angebote; Gratis-Zeitschriften) 
findet, durch die Konsolidierung der Verlagshäuser und die Zusammenlegung des Internetangebotes, 
in Wirklichkeit eine schleichende Verarmung des Angebotes statt, was sich auch in einer Abnahme 
von Qualität und Differenziertheit niederschlägt. Dass dies eine negative Entwicklung ist, steht ausser 
Diskussion: Eine Demokratie ist, erstens, darauf angewiesen, dass ihre Bürger möglichst objektiv 
informiert werden und sich ihre Bürger eine Meinung bilden können. Eine unabhängige Presse hat, 
zweitens, eine ungemein wichtige Kontrollfunktion (den Mächtigen auf die Finger sehen…) 
 
Alarmierend ist auch, dass viele Zeitungen aus Kostengründen mit weniger Presseagenturen 
zusammenarbeiten. Mit dem Wegfallen von AP Schweiz besteht zudem auch hier die Tendenz zum 
unreflektierten Einheitsbrei. 
 
Die Gratiszeitungen usw. haben die abonnierten Zeitungen in Bedrängnis gebracht, einerseits 
finanziell (Abwanderung von Werbung), was vielerorts eine Verkleinerung der Redaktionen und den 
Abbau des Korrespondentennetzes zur Folge hatte. Eine zweite Folge ist der höhere Zeitdruck: was 
online und in der Gratiszeitung bereits (kurz und meist oberflächlich) gemeldet wurde, wird hastig mit 
etwas (aber immer weniger) Mehrwert versehen ebenfalls gebracht. 
 
Die Zunahme der Online-Angebote hat vor allem eine grundlegende Änderung gebracht: Es ist nicht 
mehr selbstverständlich, dass der Konsument/Nutzer von Inhalten bereit ist, dafür etwas zu zahlen. 
Ob die Verlage hier (insbesondere dank iPad und ähnlichen Tablets) zurückkrebsen können, ob 
redaktionelle, professionell gemachte Medien mit wirklichem Mehrwert - Medien, die Informationen 
nicht ungefiltert weitergeben, sondern einordnen, hinterfragen, analysieren, weiterdrehen, die selber 
Schwerpunkte setzen und nicht einfach dem aufgeregten Newszug hinterher rennen, die ihren Lesern 
mehr zumuten, als reine Unterhaltung - durch neue Zahlmodelle (Mikrozahlungen usw.) gerettet 
werden können, das wird sich erst noch zeigen müssen. 
 
Nicht alles ist negativ: verschiedene Lokalmedien verstehen es sehr gut, das Vakuum, das die 
traditionellen Medien hinterlassen, durch gezielte, professionell gemachte, lokal verankerte und auf 
die Benutzerbedürfnisse zugeschnittene Information zu füllen. 
 
 

1. Grundsätzliche medienpolitische Fragen 
Unabhängigkeit der Medien, Vielfalt des Angebotes und Qualität sind Voraussetzungen für 
das gute Funktionieren unserer Demokratie: 
 

 Wie beurteilt ihre Partei die aktuelle Schweizer Medienstruktur (Print, öffentlicher 
und privater Rundfunk, Onlinemedien) unter dem Aspekt der Vielfalt? 

 Hat sich durch die Ausweitung des Angebotes auch die Qualität und 
Differenziertheit der Berichterstattung verbessert?  

 Wie beurteilen Sie die möglichen Veränderungen durch Gratiszeitungen und durch 
die Konkurrenz globaler Anbieter wie Google und die Ausbreitung virtueller 
Verbreitungswege durch Onlinemedien wie Facebook, Blogs und Twitter? 
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 Bei den Printmedien finden immer mehr Zusammenschlüsse statt. 
Grosse Medienhäuser stossen in die elektronischen Medien vor. 
Potente Geldgeber „kaufen“ sich Medien und damit Medienpräsenz. 

 Die Qualität der Medienberichte hat abgenommen. Schwerpunkte liegen auf „Unfällen und 
Verbrechen. 

 Gratiszeitungen werden die guten Medien nicht verdrängen. Auch Blogs und Twitter können 
immer nur begleitende Medien sein. 

 
 

 
 

 La structure médiatique demeure pour l'instant encore relativement bonne. Nous observons 
toutefois une tendance préoccupante ä une perte de diversité. Cette tendance est notamment 
causée par la fragilité financière de certaines structures. 

 Pour le PDC suisse, la qualité et la diversité s'est insuffisamment améliorée avec 
l’élargissement de l'offre. Nous observons notamment que certains journalistes et 
professionnels des médias ne font pas toujours usage des possibilités qui leur sont offertes 
pour offrir une offre de qualité et suffisamment différentiée. 

 Les journaux gratuits ont engendré certains dommages dans le paysage de la presse 
helvétique, c'est incontestable. Ils ont par contre déjà atteint leurs limites. Par contre, les 
médias Online pourraient induire des changements structurels plus importants, et que 
personne ne pourrait contrôler. 

 
 

 
 

 Vielfalt der aktuellen Schweizer Medienstruktur: Die Vielfalt der CH-Medienlandschaft erachtet 
die EVP insgesamt als ausreichend. Sie beobachtet aber mit einiger Sorge, wie z.B. im 
Printbereich einzelne Medien eine dominierende oder gar Monopolstellung einnehmen (z.B. 
AZ Medien im Kanton Aargau). 

 Ausweitung Angebot und Qualität: Die EVP bestreitet eher, dass mit der Angebotsausweitung 
auch eine Qualitätssteigerung einhergegangen ist. Es ist vielmehr „more of the same“ zu 
beobachten. Gerade die neu in den Markt eingetretenen Internetzeitungen (z.B. aare24.ch 
und ähnliche) überzeugen bezüglich Qualität nicht. 

 Globale Konkurrenz: Gratiszeitungen bedrohen Qualitätszeitungen ein Stück weit auf dem 
Abonnenten- und dem Werbemarkt, keine Frage. Die Medienmacht von Google ist momentan 
nicht übermässig gross, die Entwicklung bleibt abzuwarten. Hingegen zeigen Studien, dass 
auch auf Twitter und Facebook die hergebrachten Medienkonzerne den Nachrichtenmarkt 
beherrschen und nicht umgekehrt: Social Media verstärken klassische Medien und stellen 
insofern keine Bedrohung dar. Insgesamt: Content kostet. Das wird sich auch künftig nicht 
ändern und im Internet niederschlagen. 
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 Die Vielfalt ist gut. Die Onlinemedien werden sich in Zukunft weiter entwickeln und TV sowie 
Printmedien vor neue Herausforderungen stellen.  

 Ja, denn die eher linkslastige Berichterstattung in vielen Medien wurde durch neue, eher 
unpolitische und deshalb weniger linkslastige Angebote ausgeweitet.  

 Gratiszeitungen wie 20 Minunten sind zwar boulevardlastig, sie bieten aber eine gute Qualität 
insbesondere in der Aktualität, ebenso wie Onlinemedien. Sie sind eine ernsthafte 
Konkurrenz, gerade auf dem Inseratemarkt. Twitter, Facebook etc. 

 
 

 
 

 Die Vielfalt der Medien hat in den letzten Jahren gelitten. Bei den Printmedien gab es 
Zusammenschlüsse unter dem Dach von Verlagen. Die Onlinemedien erweitern zwar das 
Angebot, aber nicht unbedingt inhaltlich. Es besteht ein Trend zu mehr Leichtkost-Information 
und weniger sorgfältig recherchierter Hintergrundinformation. Pseudo-Primeurs werden von 
allen Medien kopiert und wiederholt, auch wenn sie inhaltlich nicht wichtig sind. Das Problem 
ist, dass immer mehr bei den RedaktorInnen gespart wird und der finanzielle Druck auf die 
Verleger steigt. Die Qualität und die Differenziertheit haben sich nicht verbessert – im 
Gegenteil. 

 Gratiszeitungen und Onlinemedien verstärken den Trend zu Kleinhäppchen-News. 
 Beim öffentlichen Rundfunk stelle ich keine grossen Veränderungen fest. Das Echo der Zeit ist 

meiner Meinung nach eines der wichtigsten Informations-Gefässe in der Schweizer 
Medienlandschaft. 

 
 

    
 
Einige grundsätzliche Überlegungen: 
Wir sehen uns mit einer Krise der Medien, insbesondere der kommerziellen Leitmedien, konfrontiert. 
Bereits seit rund 10 Jahren suchen Medienunternehmen nach sinnvollen und profitablen Wegen, das 
Internet in ihre Unternehmensstrategie zu integrieren. Fakt ist, dass sowohl Anzeigen (insbesondere 
Rubrikenanzeigen) als auch LeserInnen zunehmend ins Internet abwandern. Der ab 2008 mit der 
Wirtschaftskrise einhergehende drastische Einbruch der Werbeeinnahmen verschärfte die 
Problemlage.  
Gratiszeitungen und die Förderung der Gratiskultur im Internet haben ebenfalls zu den heutigen 
Schwierigkeiten beigetragen.  
 
Neben fortschreitenden Konzentrationsprozessen und verstärkter publizistischer Kooperation zur 
Nutzung von Synergien kam es vielerorts zu einem substantiellen Personalabbau in den 
Redaktionen. In der Schweiz wurden gemäss Comedia seit Herbst 2008 gegen 1000 Stellen 
abgebaut. Gemäss seco waren im Januar 2010 1574 Medienschaffende arbeitslos - freie 
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JournalistInnen und Berufswechsel (z.B. in Wirtschaft, Verwaltung, Politik) nicht mitgezählt (vgl. 
Comedia 2010).  
Entlassungswellen haben für JournalistInnen, die ihren Job behalten konnten, auch einen 
disziplinierenden Einfluss. Kommt hinzu, dass sie durch Konvergenzprozesse unter grösseren Zeit- 
bzw. Produktivitätsdruck geraten.  
 
Unsere direkte Demokratie spielt sich mehr und mehr in einer Mediengesellschaft ab und entwickelt 
sich hin zur Mediendemokratie. Die Presse spielt in der direkten Demokratie als Massenmedium eine 
zentrale Rolle, und dies auf allen drei Staatsebenen. Keines der audiovisuellen Medien kann sie in 
dieser Funktion ersetzen. Einiges deutet aber darauf hin, dass die Presse diese wichtige Rolle als 
Folge der Monopolisierungstendenzen nicht mehr in allen Landesteilen in der erforderlichen Vielfalt 
spielt und in Zukunft immer weniger spielen wird. Forumszeitungen - Tagesanzeiger, NZZ, BaZ, 
Mittelandzeitung, Südostschweiz, NLZ, BZ, St. Galler Tagblatt, etc. - aus den übrig gebliebenen 
Medienkonzernen sind der publizistische „Mainstream“. Alternative oder „linke“ Medien fristen ein 
Schattendasein. 
Es ist daher notwendig, basierend auf den Berichten zur Lage der Presse bzw. der Medien, die uns 
nächstens vorliegen werden, den politischen Handlungsbedarf herauszuarbeiten. In Analyse und 
Schlussfolgerungen muss auch die zeitlich befristete Presseförderung via Transporttaxen und ihr 
allfälliger Ersatz durch geeignetere Methoden einbezogen werden. 
 
Ein weiteres Problem: Schliessung von AP 
Mit der Schliessung der AP-Filiale machte die Monopolisierung auf dem Zeitungsmarkt einen weiteren 
grossen Schritt. Das ist umso problematischer, als die SDA jenen Verlagen gehört, die in ihrem 
jeweiligen Marktgebiet eine monopolähnliche Position einnehmen. Die Beziehung Bund-SDA muss 
deshalb wegen des entstandenen Monopols grundsätzlich überprüft werden. Auch diese Frage muss 
im Rahmen des erwarteten Berichts zur Lage der Presse in der Schweiz beantwortet werden. Es 
braucht Überlegungen, ob und wie die SDA in ein Unternehmen des publizistischen Service public 
umgewandelt und mit einem erweiterten Leistungsauftrag versehen werden könnte. 
 
Einige Überlegungen zum Internet 
Die Entwicklung der Eigentumsverhältnisse von Netzwerken (Monopol- und Preisbildung für 
WerberInnen und NutzerInnen) ist von zentraler Bedeutung. Im Internet liegen aus 
gesellschaftspolitischer Sicht und für die demokratische Entwicklung des politischen 
Zusammenlebens grosse Chancen. Die Risiken durch Missbrauch und kommerzielle Vereinnahmung 
der digitalen Medien sowie die Tendenz zur wirtschaftlichen Monopolisierung und Zentralisierung im 
Gebiet von Grossmächten können und dürfen aber nicht ignoriert werden. 
 
Anleitung zu verantwortungsvoller Mediennutzung muss deshalb zum Bildungsauftrag der Schulen 
aller Schulstufen gehören. Lebenslanges Lernen und angemessene Weiterbildung muss in 
grösserem Umfang erleichtert werden. Anderseits muss ein Kleinstaat wie die Schweiz durch gezielte 
wirtschaftliche Fördermassnahmen Nischenprodukte ermöglichen und gestaltender Teil  der globalen 
Entwicklung sein.  
 
Das Internet in Kombination mit PC/Mac und mobilen Kommunikationsgeräten kombiniert die 
Eigenschaften und Möglichkeiten aller bisherigen Massen- und Individualmedien, wird aber weder 
Briefpost, Telefon, noch Buch, Foto, Kino, Radio und Fernsehen zum Verschwinden bringen, sondern 
als Leitmedium ergänzen.  
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 Die aktuelle Medienstruktur ist gekennzeichnet durch die öffentlich-rechtliche SRG idée 
suisse, 
welche im Bereich von Radio und Fernsehen national eine Quasi-Monopolstellung besitzt. 
Diese Dominanz zeigt sich auch im Bereich der Gebührengelder, bei welchen die privaten 
Anstalten mit Programmauftrag jährlich nur 4% der zur Verfügung stehenden Mittel erhalten. 
Die fehlende Konkurrenz auf nationaler Ebene hat Auswirkungen auf die Berichterstattung, die 
bisweilen einseitig ausfällt. 

 Im Bereich der Print- und Onlinemedien hat sich in den vergangenen Jahren der 
Konzentrationsprozess fortgesetzt. Bedingt durch die Zusammenschlüsse vieler Zeitungen 
und deren Onlineportale sind die Vielfalt und damit die Qualität zurückgegangen. Bei vielen 
Ereignissen erfolgt eine fast identische Berichterstattung. 

 Gratiszeitungen und virtuelle „Socialmedia-Plattformen“ schliesslich haben dazu geführt, dass 
sich ein zunehmender Teil der Bevölkerung die Informationen bei diesen Medien holt. Dies ist 
an und für sich positiv, ersetzt aber die Konkurrenz unter qualitativ hochstehenden 
Informationsangeboten nur bedingt. Zu schnell werden Aussagen unkommentiert 
übernommen, zu schnell werden Artikel ohne seriöse Recherche ins Netz gestellt. Diesem 
Trend hat sich kein Medium entziehen können. Die Qualität der Medienangebote hat damit 
nicht zugenommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
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1.1 Grundsätzliche medienpolitische Fragen 
Wir erleben heute einen rasanten Wandel in der Medienwelt durch das Internet mit seinen 
unregulierten Verbreitungskanälen, durch die Digitalisierung im Bereich TV/Radio und mit 
den Newsdiensten auf Smartphones und Tablets. 
 

 Wie beurteilt ihre Partei die Rolle und Aufgabe des Gesetzgebers? 
 Sieht Ihre Partei Regelungs- und Reglementierungsbedarf? Muss insbesondere 

das RTVG revidiert werden und wenn ja – in welche Richtung? 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
1.1 und weitere: Die BDP ist eine noch junge Partei, ist im Aufbau begriffen und verfügt über 
beschränkte finanzielle und personelle Ressourcen – die zudem dadurch gebunden sind, dass wir 
dieses Jahr zum ersten Mal an eidgenössischen Wahlen teilnehmen. 
 
 

 
 
Die elektronischen Medien sind extrem international. Die nationale Gesetzgebung kann hier kaum 
wirkungsvoll eingreifen. Hier sind internationale Normen gefragt. 
 
 

 
 

 Le rôle du législateur est d'assurer le service public dans le domaine des médias. Ce rôle 
implique notamment d'assurer une certaine diversité, au travers des conditions-cadre fixes et 
d'un soutien ciblé de la presse afin de veiller ä maintenir ou développer cette diversité, ce 
pluralisme. 

 Le PDC suisse estime que la règlementation actuelle est suffisante pour ce qui est du 
domaine des médias dits « classiques ». Le plus grand besoin de règlementation réside 
actuellement dans la nécessité de fixer des règles au niveau international dans le domaine de 
l'Online, en particulier en matière de protection de la jeunesse, des droits d'auteurs, de la 
protection de la sphère privée, etc. 
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 Rolle und Aufgabe des Gesetzgebers: faire Rahmenbedingungen für alle Anbieter schaffen, 
Sprach- und andere Minderheiten schützen, Vielfalt gewährleisten, auch in Randregionen; der 
aufgrund ihrer Kleinstaatlichkeit und den gleichsprachlichen Nachbarn erhöhten Verletzlichkeit 
der CH-Medienlandschaft Rechnung tragen. 

 Änderungswünsche RTVG: 1. Ausländische Werbefenster in den audiovisuellen Medien nur 
erlauben, wenn mit einem entsprechenden Programmangebot für die CH verknüpft (mit EU 
fast nicht vereinbar, dessen sind wir uns bewusst): aktuell schöpfen Sender wie RTL nur den 
CH-Werbemarkt ab, ohne programmatisch etwas dafür zu leisten. 2. Weiterhin keine Werbung 
für Bier und Wein an Radio und TV (auch das kollidiert mit EU-Recht). Bemerkung: Ich bin 
grundsätzlich nicht einverstanden mit der EU, dass es sich bei der Richtlinie „Fernsehen ohne 
Grenzen“ um eine wirtschaftspolitisch gerechtfertigte Massnahme handelt. Diese trägt dem 
demokratiepolitischen Auftrag der Medien und der erhöhten Verletzlichkeit von Kleinstaaten 
mit gleichsprachlichen Nachbarn völlig ungenügend Rechnung. 3. ist denkbar, dass der 
Verkauf von Konzessionen entweder untersagt oder aber die Konzession gleich an den 
Meistbietenden versteigert wird (man erinnert an den Radiohandel von Zürich).  

 
 

   
 

 Der Gesetzgeber hat die Rahmenbedingungen zu regulieren und muss dabei den privaten 
Anbietern möglichst viel Spielraum lassen. Der Service Public Auftrag ist nur auf Radio/TV zu 
fokussieren, namentlich im kulturellen und sprachregionalen Bereich, wo die privaten Anbieter 
die Leistungen nicht erbringen können.  

 Das RTVG erweist sich immer mehr als Fehlkonstruktion, das grundlegend revidiert werden 
müsste in Richtung duales System: eine Lex SRG, und ein liberales Gesetz für private 
Anbieter.  

 
 

 
 
 
Der Gesetzgeber kann eingreifen, wenn es um die öffentlich-rechtlichen Medien geht oder aber um 
den Schutz der Privatsphäre, um den Schutz der Jugendlichen und Kinder, Schutz vor Alkohol- und 
Tabakwerbung. 
Er kann aber auch via Finanzierung Einfluss nehmen. Es darf sicher keine Kürzungen und keine 
Qualitätseinbussen geben. 
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Es ist schon heute in der Praxis möglich, sich das eigene Radio- und TV-Programm mittels digitaler 
Medien zusammenzustellen. Wenn davon eine grössere Zahl von HörerInnen und SeherInnen 
Gebrauch machen wird als heute, schwindet die Finanzierungsbasis für die heutige elektronische 
Medienlandschaft. 
 
Nur globale Grossunternehmen sind in der Lage, komplexe Produkte wie iTunes, iPod oder iPhone zu 
entwickeln und rasch zu verbreiten. Sie können dabei Landesgrenzen, gesellschaftliche und familiäre 
Schranken überspringen und direkt ans Individuum gelangen. Einerseits schaffen sie tendenziell 
Informations- und Vermittlungsmonopole, anderseits werden die Wertschöpfungsketten verkürzt und 
alle Arbeitsplätze und Finanzflüsse bei wenigen Grossunternehmen konzentriert. Diese zwangsläufig 
summarischen Hinweise auf Entwicklungen zeigen grossen politischen Handlungsbedarf. Die 
Entwicklung muss politisch begleitet und fortlaufend beurteilt werden. 
 
Mit der bislang zurückhaltenden Regulierung des Internets hat die Schweiz einen wichtigen Beitrag 
geleistet, dass sich das Internet zu einem offenen System entwickelt, das alle, die das Bedürfnis 
haben, nutzen können.  
Ein offenes Mediensystem bietet Chancen für die Meinungsbildung in der direkten Demokratie. Die 
Online-Medien ermöglichen eine aktive Auseinandersetzung der BürgerInnen mit den aktuellen 
Problemen – dies im Gegensatz zur reinen Reaktion auf bereits gefällte Beschlüsse. Politische 
AkteurInnen  wiederum können damit Themen setzen.  
 
Trotz einer Marktentwicklung, die in verschiedenen Gegenden der Schweiz monopolartig ist, besteht 
mit den Onlinemedien die Chance, dass nicht nur reaktionäre, erzkonservative oder neoliberale 
Stimmen in die Medien gelangen, sondern auch weltoffene und an verantwortungsvoller Veränderung 
interessierte. Damit das gewährleistet werden kann, muss der Zugang zum Internet ungehindert 
erfolgen und darf nicht durch Überregulieren behindert werden. Gefahr einer Überregulierung droht 
heute weniger vom Staat als durch monopolartige private Besitzverhältnisse, die den freien Zugang 
zum Internet in Frage stellen. 
 
 
 

 
 

 Der Gesetzgeber hat dafür zu sorgen, dass über freiheitliche Rahmenbedingungen eine 
möglichst grosse Medienvielfalt entsteht bzw. erhalten bleibt. Dies bedeutet, dass sich der 
Gesetzgeber generell mit Regulierungen und Einschränkungen zurückzuhalten hat. Ist der 
Wettbewerb oder die Meinungsvielfalt jedoch insbesondere durch die Dominanz öffentlich-
rechtlicher Sender in Gefahr, so ist es seine Aufgabe, korrigierend einzugreifen. Im Internet 
sollte sich der Gesetzgeber so weit wie möglich zurückhalten. Eine nationale Regulierung 
macht hier auch wenig Sinn. 

 Die letzte Revision des RTVG ist verunglückt. Die SRG konnte ihre Vormachtstellung nicht nur 
sichern, sondern sogar ausbauen. Dies ist eine bedenkliche Entwicklung. Eine Stärkung der 
privaten Anbieter wäre wünschenswert. Eine Ausweitung der Regulierung auf das Internet 
lehnen wir entschieden ab. 
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1.2 Grundsätzliche medienpolitische Fragen 
Das BAKOM wird im Herbst dem Bundesrat einen Bericht zur Zukunft der Medien in der 
Schweiz vorlegen. Dieser basiert auf zahlreichen Studien (www.bakom.admin.ch/Thema 
Radio&Fernsehen - Aktuell) 
 

 Wie sehen Ihre Programmpunkte im Bereich der Medien und Mediengesetzgebung 
für die nächsten Jahre aus? Gibt es entsprechende Positionspapiere?  

 Sind parlamentarische Vorstösse geplant und wenn ja, zu welchen Themen? 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 Bisher keine Positionspapiere. Aber sicher werden wir uns mit dem Bundesratsbericht vertieft 
auseinandersetzen und gegebenenfalls  gewisse Vorstösse machen. 

 
 Zu sehr detaillierten Fragen wie unter 1.1/2./2.1/2.2/2.3/3/4 besteht schlicht noch keine 

konsolidierte Fraktionsmeinung. Wir danken für Ihr Verständnis. 
 
 

 
 
 

 Die CSP setzt sich für ein staatliches Radio und Fernsehen ein, welches möglichst umfassend 
informiert. 

 Es gibt keine Positionspapiere und Vorstösse sind keine geplant. 
 
 
 

 
 

 Notre programme en la matière est en cours de révision en vue des élections fédérales de cet 
automne. Un papier de position sortira très probablement d'ici au début de l'été 2011. 

 Le PDC suisse ne prévoit pas pour l'instant d'interventions en tant que telles dans le domaine 
des médias. Toutefois, la RTVG sera révisée prochainement, et certaines de nos attentes 
pourraient être exprimées dans le cadre de cette révision, lors du travail en commission 
parlementaire. 
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Die EVP wird an folgenden Themen dranbleiben: Jugendmedienschutz, Werbebestimmungen bzgl. 
Bier und Wein an Radio und Fernsehen, Beibehaltung der vergünstigten Zeitungstarife der Post 
(Presseförderung). Positionspapiere liegen leider keine vor und aktuell sind keine Vorstösse geplant. 
Diese sind jedoch situativ möglich, gerade auch im Zusammenhang mit dem erwähnten Bericht. 
 
 

   
 
Neudefinition des Service Public im Medienbereich, Revision des RTVG, liberale Gesetzgebung und 
Praxis im Web, Abbau der Subventionen und Regulierungen im Medienmarkt. Ein Positionspapier 
gibt es nicht. Die FDP fokussiert sich auf die Reform der Sozialwerke, die Sicherstellung von 
Arbeitsplätzen und der Abbau von Bürokratie.  
 
 

 
 
 

Die Grüne Partei hat derzeit keine Positionspapiere im Bereich der Medien geplant. Der letzte 
Vorstoss (10.5076) beschäftigte sich mit der Situation der Nachrichtenagenturen in der Schweiz. 
Doch sobald das Thema in Bundesbern wieder aktuell wird, schalten sich die Grünen wieder ein. 
Grundsätzlich stehen die Grünen ein für: 

- Service Public 
- Eine sachliche und ausgewogene Berichterstattung 
- Vertiefte Informationen 

 
 
 

    
 
Wir haben u.a. folgende Vorstösse eingereicht: 
09.3629 – Postulat „Pressevielfalt sichern“ 
09.3642 – Motion „Internet-Observatorium“ 
09.3630 – Interpellation „Fragen rund ums Internet“ 
09.3628 – Postulat „Bericht über das Internet in der Schweiz“ 
09.3173 – Interpellation „Konvergenz bei der SRG“ 
 
Ein Diskussionspapier zum Thema „Content Tax“ liegt diesem Fragebogen als separates Papier 
bei. Dabei handelt es sich nicht um ein offizielles Papier der Partei, sondern um ein von Bruno 
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Bucher, Mitglied der AG Medien der SP Schweiz,  verfasstes Dokument, das eine 
Diskussionsgrundlage für unsere weiteren Überlegungen zum Thema Qualität der Medien und deren 
Finanzierbarkeit bildet. 
 
Die Arbeitsgruppe „Medien“ der SP Schweiz trifft sich mindestens einmal pro Session zu einer 
Sitzung. An den nächsten Sitzungen werden wir das Thema „Content Tax“ vertiefen und natürlich den 
Bericht zur Lage der Presse analysieren und basierend darauf den politischen Handlungsbedarf 
eruieren. 
 
Die SP Schweiz führt am 23. Mai 2011 zudem eine interne Tagung durch mit dem Titel „Der 
Medienumbruch und die SRG: Anforderungen und Strategien“. Gemeinsam mit Roger de Weck und 
Josefa Haas diskutieren wir die Herausforderungen im Bereich Medien und Service public und 
werden die im Rahmen dieser Tagung gewonnenen Erkenntnisse in unsere weitere Diskussion 
einbeziehen. 
 
  

 
 
Unsere Forderungen sind allesamt in unserem Parteiprogramm 2011-2015 aufgelistet. Priorität hat 
aus unserer Sicht eine Gebührensenkung bei Radio und Fernsehen, welche die Mittel der SRG auf 
einen eng definierten Service Public begrenzt. Gebührenerhöhungen wie von der SRG immer 
wieder gefordert, lehnen wir ab. Bevor man neue Gelder spricht, sind die bisherigen Aufgaben und 
Leistungen kritisch zu hinterfragen und im Sinne einer Stärkung des Wettbewerbes die 
Rahmenbedingungen für die privaten Anbieter zu verbessern. Dazu gehören unter anderem auch 
die Einführung des dualen Systems sowie ein besserer Zugang der Privaten zu den Frequenzen. 
 
Hinweis auf Parteiprogramm der SVP 2011-2015, Kapitel „Wettbewerb statt Staatsmonopol“, S. 103. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
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 Die Regelung der Bundesverfassung wird von der CSP als momentan ausreichend betrachtet. 
 Swissinfo soll weiterhin betrieben werden und an der Finanzierung soll nichts geändert 

werden. 
 
 
 

 
 

 Pour le PDC suisse, cet article constitutionnel est correctement appliqué. On note toutefois 
une certaine tendance de la SSR à beaucoup s'étendre, c'est-à-dire à occuper une grande 
part de l'espace disponible. Nous soutenons naturellement fortement le service public, et donc 
la SSR, mais estimons qu'il est important de laisser également suffisamment d'espace pour 
d'autres diffuseurs. 

 Absolument. Le PDC suisse défend swissinfo depuis sa création, et se battra pour son 
maintien. swissinfo apporte une contribution importante à la qualité et la richesse de l'offre 
dans notre pays et pour nos concitoyens ä l'étranger. Le système actuel de financement 
partagé doit également être maintenu selon nous. 

 
 
 

 
 

 Das Service-Public-Angebot der SRG ist insgesamt gut und die rechtlichen Grundlagen 
entsprechend angemessen. Als kleine Partei haben wir zuweilen um eine angemessene 
Vertretung z.B. in der Arena oder in speziellen Wahlsendungen zu kämpfen, auch wegen 
häufig wechselnder Kriterien und Begründungen. 

 Beim Konsolidierungsprogramm des Bundes haben wir darauf aufmerksam gemacht, dass im 
Rahmen des Konvergenzprojektes bei der SRG eigentlich genügend Mittel frei werden 
müssten, um swissinfo aus eigener Kraft weiter betreiben zu können oder aber durch die 
Internetseiten von Radio und Fernsehen zu ersetzen. Die Inhalte auf den Webseiten von SF, 

2. Fragen zu den elektronischen Medien Radio, Fernsehen und Multimedia 
Die SRG bietet in allen Sprachregionen auf mindestens zwei Fernsehkanälen und drei 
Radioprogrammen ein reichhaltiges Programmangebot in den Bereichen Information, 
Kultur, Unterhaltung und Sport. 
 

 Wie stellen Sie sich zum Service Public-Angebot der SRG und ist Ihrer Meinung 
nach der in Artikel 93 der Bundesverfassung und in der SRG-Konzession definierte 
Service Public-Auftrag zu weit oder zu eng gefasst? 

 Soll die Schweiz weiterhin über swissinfo im Ausland präsent sein und falls ja, wer 
soll diese Leistung finanzieren? Die Gebührenzahlenden oder der Bund – oder 
beide, wie heute? 
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DRS und swissinfo sind ja vielfach redundant. Zudem ermöglicht das Konvergenzprojekt 
theoretisch einen gemeinsamen Internetauftritt für Radio und Fernsehen, verbunden mit 
einem entsprechenden Effizienzgewinn, welcher für die Übersetzung in weitere Sprachen 
verwendet werden könnte. Nun ist die Bundesrechnung besser ausgefallen als erwartet. 
Damit sollte swissinfo in der bisherigen Form beibehalten werden, zumindest bis die SRG die 
entsprechenden Effizienzgewinne realisieren kann. Die Finanzierung durch die 
Gebührenzahlenden und den Bund ist grundsätzlich richtig. 

 
 

   
 

 Es braucht eine vertiefte Diskussion über den Service Public Auftrag, der namentlich in der 
Deutschschweiz immer wieder ausgedehnt wurde. Dabei sind die besonderen Umstände der 
Westschweiz und der italienischen Tessins zu berücksichtigen.  

 Swissinfo hat einen staatspolitischen Auftrag für die fünfte Schweiz. Grundsätzlich ist dafür 
der Bund zuständig. Die Aufgabe sollte deshalb öffentlich für alle möglichen Anbieter 
ausgeschrieben werden. 

 
 

 
 

- Die Grünen unterstützen das Service Public-Angebot der SRG, um die kulturelle und 
sprachliche Vielfalt zu fördern, den Informationsauftrag sicherzustellen und Angebote auch für 
Sehbehinderte zu gewährleisten. Der Auftrag ist weder zu weit noch zu eng gefasst. 

- Ja, es ist wichtig, dass die Schweiz über swissinfo im Ausland präsent ist, denn die 
AuslandschweizerInnen sind stimm- und wahlberechtigt und müssen sich informieren können. 

 
 

    
 

 Artikel 93 BV: 1984 wurde der Radio- und Fernsehartikel (heute Art. 93) in die Verfassung 
aufgenommen. Er beauftragt den Bund, ein Radio- und Fernsehsystem zu etablieren, das zur 
Bildung, zur Meinungsbildung, zur kulturellen Entfaltung und zur Unterhaltung beiträgt. Es 
geht somit um eine in der Verfassung demokratisch festgelegte öffentliche Aufgabe, die wir im 
Sinne des Service public als gute Basis für die Pflege und Weiterentwicklung unserer 
Demokratie und der Mitsprache aller anschauen.  

 Ja, die Schweiz soll weiterhin über Swissinfo im Ausland präsent sein. Am heutigen 
Finanzierungssystem soll festgehalten werden. Der Bund will nun aber, wie er im Rahmen 
seines Sparprogramms festhielt, ab 2012 auf die Mitfinanzierung des Internet-Angebots 
Swissinfo verzichten. Entsprechend würden die Bundesbeiträge an die SRG zur Finanzierung 
von mindestens 50% der Kosten für Swissinfo im heutigen Umfang von 13 Millionen Franken 
gestrichen. Der Auslandauftrag der SRG würde über die bestehenden Fernsehkooperationen 
wahrgenommen werden müssen.  Das lehnen wir ab. 
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Die Streichung würde zur Folge haben, dass der Dienst von Swissinfo reduziert oder gar 
eingestellt werden müsste. Die künftige Leistungsvereinbarung zwischen Bund und SRG 
würde sich auf die Zusammenarbeit der SRG mit den internationalen TV-Veranstaltern 3sat 
und TV5 konzentrieren.  
Die SP vertritt folgende Position: Swissinfo gehört zum Service public-Auftrag der SRG. Wir 
verstehen dieses Angebot aber nicht mehr (nur) primär als Angebot für die 
AuslandschweizerInnen. Diese können in der Tat online Schweizer Fernsehen schauen oder 
Radio hören. Swissinfo verstehen wir aber als Angebot bzw. Programm über die Schweiz für 
Menschen in anderen Ländern. Dieses Programm soll journalistisch und qualitativ 
hochstehend gestaltet sein. Es soll kein PR-Angebot sein, sondern die Möglichkeit, die 
Schweiz in der Welt offen und kritisch zu begleiten und darzustellen. Ein attraktives Angebot 
der SRG für das Ausland wäre ein besseres Instrument als „Präsenz Schweiz“, um Präsenz 
für die Schweiz herzustellen, ganz nach dem Motto: „Journalismus statt PR“. 

 
 

 Der Service Public-Auftrag ist sehr weit gefasst und wird von der SRG zudem noch extensiv 
ausgelegt. Mit dem nicht klar definierten Stichwort „Service public“ kann man heute praktisch 
alle Sendungen und Angebote der SRG rechtfertigen. Dies ist aus Sicht der Medienvielfalt 
höchst problematisch und nicht sinnvoll. Es braucht deshalb eine klarere und enger gefasste 
Definition des Auftrags. 

 Betreffend swissinfo fordern wir Einsparungen von 25%. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
 
 



  16 

 
 
 

 
 
 

 Das Angebot der SRG ist ausreichend, ein noch weiterer Ausbau lässt sich kaum finanzieren.  
Die Entwicklungen sind zu beobachten und längerfristig auszuwerten. Es ist durchaus 
möglich, dass eine „Rückkehr“ zu den traditionellen Medien erfolgt.  

 Die Werbebestimmungen für die SRG sollen nicht gelockert werden. 
 
 
 

 
 
 

 Pour le PDC suisse, il est important et très positif que la SSR soit présente sur le Web, car 
Internet représente actuellement indéniablement une plate-forme très importante dans le 
domaine des médias. 

 Le PDC ne s'oppose pas ä cette idée, bien quelle puisse éventuellement représenter un 
danger pour les éditeurs privés. Cela devrait donc se faire avec l'accord ou en partenariat 
avec les diffuseurs privés, afin de renforcer l'ensemble du paysage médiatique suisse. 

 
 
 
 

 
 

 Netzzukunft SRG: Das aktuelle Webangebot der SRG ist sehr gut und ich kann die privaten 
Verleger ein Stück weit verstehen, wenn sie diese Konkurrenz fürchten. Deshalb ist das 
Werbeverbot auf den SRG-Seiten beizubehalten. Wie oben beschrieben sehe ich enormes 
Potenzial in einer gemeinsamen Webseite von Fernsehen und Radio, von der aus die 
verschiedenen Inhalte (nur Ton oder Ton/Bild) von der gleichen Stelle aus abrufen können. 

2.1  Fragen zu den elektronischen Medien Radio, Fernsehen und Multimedia 
Die Medienwelt, vor allem deren Nutzung, wandelt sich extrem schnell. Insbesondere 
junge Konsumentinnen und Konsumenten informieren und unterhalten sich immer mehr 
über das Internet und über die Social Media Angebote wie u.a. Facebook, Blogs oder 
Twitter. Die SRG bietet ebenfalls Websites an, welche das Programmangebot ergänzen 
und vertiefen. Heute können nach dem Prinzip „anytime – anywhere - anything“ die Radio- 
und Fernsehsendungen abgerufen oder zeitversetzt als Podcast oder Stream konsumiert 
werden. 
 

 Wie stellen Sie sich zum aktuellen Internetangebot der SRG und welche Visionen 
formulieren Sie für die „Netz-Zukunft“ der SRG?  

 Soll die SRG ihr Internetangebot bewerben dürfen in dem sie auf ihrem Multimedia-
Angebot Werbung schaltet und/oder Sponsoring betreibt?  
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 Grundsätzlich soll die SRG Ihre Radio/TV Angebote im Internet bewirtschaften können, das 
gehört zu jedem modernen Medienbetrieb. Nicht zulässig sind hingegen neue und teure 
Newsonlineredaktionen, die faktisch die privaten Printverlage mit öffentlichen Gebühren direkt 
konkurrenzieren, wie auch fürs Online eigens produzierte Radio und TV Produktionen.  

 Grundsätzlich nein, denn im Online ist die SRG direkte Konkurrentin der Printverlage, die Ihre 
Angebote am Markt finanzieren müssen. Zudem würde die Werbefreigabe im Internet faktisch 
das Werbeverbot im Radio durchbrechen. Die einzige Ausnahme wäre im Rahmen des 
heutigen Gesetzes das Sponsoring der im Radio und TV schon gesponserten Sendungen 
zuzulassen. 

 
 

 
 

- Die Präsenz der SRG im Internet entspricht dem Bedürfnis der KonsumentInnen, die sich die 
Informationen immer mehr im Internet und immer weniger aus dem Fernsehen, Radio und 
Zeitungen holen. Das öffentlich-rechtliche Angebot garantiert zudem eine höhere Qualität, 
breitere Informationen und weniger konsumorientierte Angebote. 

- Die zweite Frage ist umstritten und bei den Grünen nicht ausdiskutiert. 
 
 
 
 

    
 

 Heute brauchen alle Medien einen Internetauftritt. Noch zu wenig einfallsreich aber haben sich 
die Schweizer Medienunternehmen - einschliesslich der SRG – bisher im Internet bewegt. 
Während die TSR schon eine Weile innovative Dienste anbietet, holt SF DRS erst allmählich 
auf. Die Radiostationen spielen im Konzert der Webseiten keine Rolle. Die SRG hat Zeit 
verloren durch die internen Auseinandersetzungen, bis die Federführung für den 
Internetauftritt den Regionalgesellschaften übertragen wurde.  
Die SRG sollte die Führung über dieses Medium übernehmen und über die Grenzen hinaus 
strahlen, so wie umgekehrt ausländische Sender in die Schweiz wirken. Der Bundesrat hätte 
diesen Auftrag längst erteilen müssen, umso mehr, als die VerlegerInnen mit dem Empfang 
von Gebührengeldern nicht mehr gleich unabhängig argumentieren können.  

 
Grundsätzliche Bemerkung 
Neben dem Radio- und dem TV-Journalismus soll mit dem Online-Journalismus eine dritte 
eigenständige Form von audiovisuellem Journalismus herausgebildet werden, welchem die 
SRG mit eigenständigen, aber gut vernetzten Online-Redaktionen Rechnung tragen muss.  
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 Ja, für die Online-Programme der SRG sollen in Zukunft die gleichen Regeln für Werbung und 
Sponsoring gelten wie für die TV-Programme der SRG. 

 
 

 
 

 Das Angebot von Sendungen, welche nach der Ausstrahlung abgerufen werden können, 
macht Sinn, da es sich hier um geführenfinanzierten Content handelt. Einen weiteren Ausbau 
des Online-Angebots der SRG lehnen wir ab. 

 Klar abgelehnt wird von uns jegliche Online-Werbung sowie Sponsoring seitens der SRG in 
diesem Bereich. Ein duales System (Gebühren für die öffentlich-rechtlichen Sender, Werbung 
einzig für die Privaten) wäre nicht nur im Onlinebereich sondern generell die bessere Lösung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
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 Das duale System soll beibehalten werden. Die Gebührenabgabe pro Haushalt wird von der 
CSP begrüsst. 

 
 
 

 
 

 Le marché suisse est trop restreint pour que des médias entièrement privés puissent se 
profiler en tant que réelle alternative au service public. Le système dual redevance / publicité 
se justifie donc entièrement. 

 Le PDC Suisse se montre favorable à l'introduction de ce nouveau système. Le système de 
perception lié ä l'appareil est aujourd'hui largement dépassé, en raison de la grande diversité 
de moyens de réception des médias actuellement existants. 

 
 
 

 
 

 Die demokratiepolitische Aufgabe von Radio und Fernsehen rechtfertigt die aktuellen 
Gebühren in ihrer Höhe. Insgesamt dürfte aber ein Plafond erreicht sein und die EVP ist 
gegen weitere Gebührenerhöhungen. Die duale Finanzierung Gebühren – Werbegelder ist 
insgesamt sicher richtig. 

 Die allgemeine Haushaltgebühr benachteiligt Haushalte ohne TV- oder Radiogerät und das 
sind nicht wenige. Weil auch diese von den demokratiepolitischen Leistungen von Radio und 
TV profitieren (indirekt), hat die EVP ein gewisses Verständnis für den Systemwechsel.  Sie 
fordert ihn aber nicht aktiv, weil das aktuelle „Verbraucherprinzip“ auch seine Stärken hat. 
Kommt es zum Systemwechsel, sollte er aber konsequent sein und die Gebühr sollte via 
Steuerrechnung eingezogen werden, um die teure und redundante Adressverwaltungs- und –
nachforschungstätigkeit der Billag gleich ganz einsparen zu können. 

2.2 Fragen zu den elektronischen Medien Radio, Fernsehen und Multimedia 
Die SRG finanziert mit Gebührengeldern und Werbeeinnahmen Programmangebote in vier 
Landessprachen. Pro Tag kosten die Dienstleistungen der SRG den Gebührenzahlenden 
CHF 1.26. 
 

 Welche Position vertritt ihre Partei bezüglich des aktuellen dualen 
Finanzierungsmodells mit Gebühren und Werbegeldern? 

 Wie ist ihre Haltung zur Neudefinition der Gebührenabgabe durch den 
Systemwechsel hin zu einer allgemeinen Haushaltsgebühr (unabhängig vom 
Gerät)? 
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 Die Kosten der SRG sind zu hoch. Der Eigenfinanzierungsgrad mit Sponsoring- und 
Werbegeldern soll erhöht und verbindlich nach Sprachregion definiert werden, die 
Gebührengelder sollen entsprechend gesenkt werden. Zudem soll sich die SRG strikte an den 
Konzessionsauftrag halten, weitere Effizienzmassnahmen in der Führung und Verwaltung 
einleiten und keine „kalte“ Ausweitung des Programmauftrages betreiben. 

 Grundsätzlich ist eine Haushaltabgabe begrüssenswert, da sie geräteunabhängig ist, aber sie 
muss ertragsneutral sein. Es ist zwingend, dass sie von den Bürgerinnen und Bürgern nur 
einmal bezahlt wird. Deshalb darf sie nicht ein zweites Mal den Betrieben aufgebürdet werden. 
Zudem muss es eine Opting Out Klausel geben, da sie sonst fiskalisch zur Steuer wird. Die 
demographischen Mehreinnahmen müssen zudem mit einer kontinuierlichen 
Gebührenanpassung berücksichtigt bzw. kompensiert werden. 

 
 

 
 

- Das Finanzierungsmodell soll beibehalten werden. Es geht hier um eine Finanzierungsfrage 
und auch um die Grundfrage: Was ist Service Public im Fernsehen? Allenfalls könnte die 
Frage gestellt werden, ob das Schweizer Fernsehen so viel Unterhaltungssendungen anbieten 
muss. 

- Die allgemeine Haushaltsgebühr macht Sinn, weil immer mehr Haushalte vom Internet 
Gebrauch machen, auch wenn die Gebühr für Haushalte ohne Fernsehen unangenehm ist. 

 
 

    
 

 Grundsätzlich ist nichts gegen ein duales System einzuwenden. Empfangsgebühren sind aber 
die Hauptfinanzierungsquelle für Radio und Fernsehen. Sie müssen den Service public-
Auftrag ermöglichen können. Der Ertrag aus den Empfangsgebühren war 2008 fast doppelt so 
hoch wie die Nettoerträge aus der Werbung. 
Die mehrsprachige Schweiz verfügt über kleine Märkte. Dies hat zur Folge, dass das 
kommerzielle Potential für die Finanzierung von Programmen klein und die Zahl der 
GebührenzahlerInnen gering ist. Es ist deshalb wichtig, dass die Schweiz über ein gut 
funktionierendes Gebührensystem verfügt, das in der Lage ist, die Finanzierung der 
öffentlichen Aufgabe in allen Landesteilen zu gewährleisten. Dabei spielt auch der 
Finanzausgleich zwischen den Sprachregionen eine Rolle: Von 100 Gebührenfranken, die in 
der Deutschschweiz bezahlt werden, gehen über 30 ins Tessin bzw. in die Romandie. 
Könnten die TessinerInnen nicht auf diese Solidaritätsleistungen vertrauen, müssten Tessiner 
Haushalte jährlich etwa 2’500 Franken Gebühren bezahlen.  
Bei der Festlegung der Empfangsgebühren muss der Bundesrat in erster Linie den 
Finanzbedarf der SRG berücksichtigen, welchen diese für die Erfüllung des Programmauftrags 
hat. Inhaltliches Steuerungsinstrument ist die Konzession, die Festlegung der 
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Empfangsgebühren ist eine Folge davon. Die Festlegung der Gebühren muss transparent 
erfolgen und nachvollziehbar sein.  
Der Bundesrat überprüft alle vier Jahre die Höhe der Radio- und Fernsehempfangsgebühren. 
Die letzte Überprüfung erfolgte am 8. Dezember 2006. Im Gebührenentscheid des Bundesrats 
sind die Empfehlungen der Eidgenössischen Finanzkontrolle berücksichtigt worden, welche im 
Auftrag des UVEK die Finanzlage und die Wirtschaftlichkeit der SRG überprüft hatte. Die EFK 
war zum Schluss gekommen, dass die SRG mit ihren Mitteln sorgfältig umgeht, erkannte aber 
auch Sparpotenzial, das vom Bundesrat bei der Berechnung der künftigen Gebührenhöhe mit 
einbezogen worden ist.   
Wir erwarten auch weiterhin einen sorgfältigen Prozess bei der Beantwortung der Frage, wie 
hoch die Gebühren sein müssen, um dem Auftrag, den die SRG erfüllen muss, gerecht zu 
werden. Natürlich sind auch weitere Effizienzpotenziale zu prüfen. Das darf aber nicht auf 
Kosten der Qualität und nicht auf Kosten der Arbeitsbedingungen gehen. 

 Die aktuellen Fragen rund um Gebühren und Billag verschleiern, worum es wirklich geht: um 
die Finanzierung eines qualitativ hochstehenden Service public bei Radio und Fernsehen. In 
der Antwort auf den Vorstoss 06.3664 „Keine Erhöhung der Empfangsgebühren für Radio und 
Fernsehen schreibt der Bundesrat zu Recht: „(…) Die Gebühren kompensieren nicht nur die 
Kleinheit der schweizerischen Märkte, sondern sie sollen auch Programme ermöglichen, die 
nicht vollständig den Marktzwängen ausgesetzt sind. Die SRG-Angebote sollen den 
kulturellen Zusammenhalt und die nationale Kohäsion pflegen. Das bedeutet auch, dass sie 
zur schweizerischen Identität beitragen und sich durch eigene Kreativität von den anderen 
Sendern unterscheiden. (…).“ 
Beim Service public-Auftrag  an die Medien geht es um eine demokratisch festgelegte 
öffentliche Aufgabe, deren Erfüllung allen direkt oder zumindest indirekt zu Gute kommt, auch 
denjenigen, die selten oder überhaupt keine Fernseh- oder Radioprogramme konsumieren. 
Die vom Bundesrat empfohlene Variante 3 (gemäss Bericht des Bundesrats zum 
Gebührensystem) für die Finanzierung (geräteunabhängige Abgabe) ist aus Sicht der SP 
deshalb sinnvoll.  
Wir unterstützen deshalb auch die Motion 10.3014 „Neues System für die Erhebung der 
Radio- und Fernsehgebühren“.  
Ausnahmen für kleine Gewerbe-, Fabrikations-, Dienstleistungs- und Landwirtschaftsbetriebe 
sollen aber geprüft werden, um Doppelbelastungen zu vermeiden. Betriebe (beispielsweise 
Hotels), welche einen Mehrwert mit dem Radio- und Fernsehempfang generieren, sollen aber 
sicher gebührenpflichtig sein.  
Bei den Haushalten stehen Befreiungen aus sozialpolitischen Gründen im Vordergrund. Beim 
Inkasso ist die Variante "öffentliche Ausschreibung" weiterzuverfolgen. Dabei muss das 
Inkassounternehmen aber zu Transparenz und Offenlegung der Jahresrechnung verpflichtet 
werden. 
 
Pa.Iv. 08.456 „Keine Radio und TV-Gebühren für Handy und Internet“ fordert genau das 
Gegenteil dessen, was oben ausgeführt wurde und begründet das mit einer nicht 
nachvollziehbaren Umkehrung von Ursache und Wirkung wie folgt: „(…) Es steht jedoch in 
diametralem Widerspruch zur freien Demokratie und zur Medienfreiheit, dass der Staat Radio- 
und Fernsehsender mit Erträgen aus Zwangsabgaben subventioniert bzw. finanziert.“ 

	
  

 
 

 Das heutige Modell befriedigt nicht. Aus Sicht der SVP wäre ein duales System (Werbung den 
Privaten, Gebühren den Öffentlich-rechtlichen) die bessere und transparentere Lösung. 
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 Ein Systemwechsel zu einer allgemeinen Haushaltsgebühr wird seitens der SVP klar 
abgelehnt und bekämpft. Eine Gebühr impliziert immer auch die Nutzung einer Leistung. 
Dieser Grundsatz wird hier klar verletzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
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 Das Gebührensplitting für private Anbieter hat kaum zu einer Qualitätssteigerung geführt. 
Politisch ist jedoch kaum eine Rückkehr zum alten System möglich. 

 Der Auslandauftrag soll im bisherigen Umfang weitergeführt werden. 
 Die Unterstützung des schweizerischen Filmschaffens ist für die CSP i.O. 
 Die Gebührenbefreiung wird im bisherigen Umfang unterstützt. 
 Die Leistungen für Sinnesbehinderte sind ebenfalls beizubehalten. 

 
 
 

 
 

 Le PDC suisse soutient le système tel qu'il existe actuellement. Le pluralisme des médias 
garantit un service public de qualité en matière de radio et de télévision. Pour ce faire, il y a 
lieu de maintenir un système de télé- et radiodiffusion « dualiste » comprenant une SSR forte 
et des diffuseurs régionaux privés qui sont complémentaires de la SSR et qui, par des 
émissions importantes, contribuent aussi au service public. 

 Le PDC soutient ces dispositions. Dans le cadre de la mission de service public, il est 
important que l'offre médiatique puisse être disponible pour toute la population. 

 
 
 
 

2.3 Fragen zu den elektronischen Medien Radio, Fernsehen und Multimedia 
Mit den Gebühren werden nicht nur die SRG-Programme finanziert. Rund 44 Millionen 
Franken beziehen die privaten elektronischen Medien über das im RTVG geregelte 
Gebührensplitting. Rund 230 000 Haushalte zahlen keine Konzession, weil der Bundesrat 
die RentnerInnen mit Ergänzungsleistungen von der Radio- und Fernsehgebühr befreit hat. 
Rund 10 Millionen Franken ist der Nutzen für die Behinderten durch die Übersetzung von 
Sendungen in die Behindertensprache. Mit weiteren 13 Millionen Franken finanziert die 
SRG den Auslandsauftrag des Bundes (etwa swissinfo). Über den „Pacte de l`audiovisuel“ 
unterstützt die SRG das schweizerische Filmschaffen mit CHF 22.3 Millionen jährlich. 
 
Wie stellt sich ihre Partei zu diesen Finanzierungen im Einzelfall? 

 Gebührensplitting für private Anbieter  
 Auslandsauftrag des Bundes 
 Unterstützung Schweizerisches Filmschaffen 

 
Wie stellt sich Ihre Partei zu den sozialpolitisch motivierten Zahlungen 

 Gebührenbefreiung der RentnerInnen mit Ergänzungsleistungen 
 Leistungen für Sinnesbehinderte (Gebärdensprache, Untertitelung) 
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 Gebührensplitting private Anbieter: Sicher für Privatradios. Bei den privaten TV-Sendern ist 
die EVP eher skeptisch, weil diese die Qualitätsansprüche oft nur knapp zu erfüllen vermögen. 

 Auslandauftrag des Bundes: Dieser ist gerechtfertigt. Es stellt sich wie dargelegt die Frage, ob 
die SRG diesem nicht mit Effizienzgewinnen beim eigenen Webangebot nachkommen könnte. 

 Unterstützung Schweizerisches Filmschaffen: private Vereinbarung der SRG mit der 
Filmbranche, die von der EVP begrüsst und mittels der Verwertbarkeit einheimischen 
Filmschaffens im Fernsehen sicher auch im Interesse der SRG ist. 

 Gebührenbefreiung Rentner mit EL: Grundsätzlich ok, aber auch bedürftige Familien müssen 
EL erhalten (keine medienpolitische Forderung). 

 Leistungen für Sinnesbehinderte: unbedingt beibehalten. 
 
 

   
 

 Das ist ordnungspolitisch falsch, weil damit der private Mediensektor staatlich reguliert wird 
und der Wettbewerb nicht mehr funktioniert. Ein duales System sollte für die privaten Anbieter 
möglichst liberal sein. 

 Die Information der Auslandschweizer ist ein staatspolitischer Auftrag, deshalb sollte er als 
Aufgabe öffentlich ausgeschrieben werden. Allerdings sind die Offlineangebote in dem Masse 
zu reduzieren, wie die Informationsangebote im Online zunehmen. Das staatlich finanzierte 
Angebot ist somit immer wieder zu überprüfen. 

 Dieses wurde in den letzten Jahren massiv ausgebaut, aber die Resultate beim Publikum, 
insbesondere in den Kinos sind mit weit unter 10% Marktanteilen bescheiden geblieben. Die 
Filmbranche sollte erfolgsorientierter arbeiten und das Modell success cinema mit dem Bund 
ausbauen. Auch die SRG sollte im Rahmen des Pacte de l’audiovisuel die Mittel 
publikumsorientierter und effizienter einsetzen.  

 
Zum Schluss: Die Begünstigen der Rentner mit Ergänzungsleistungen unterstützt die FDP. 
 

 
 
Die Grünen unterstützen den Auslandsauftrag und die Unterstützung des Filmschaffens. 
Beim Gebührensplitting stellt sich die Frage, ob nicht die falschen Anbieter subventioniert werden 
(z.B. Privatfernseh-Stationen, die zu Grosskonzernen gehören). Zudem wollen viele private Anbieter 
eher einen Ausbau der Werbemöglichkeiten als Gebühren. 
Die Grünen halten die sozialpolitisch motivierten Zahlungen für notwendig. Sie sind weiterhin zu 
fördern. 
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 Gebührensplitting für private Anbieter: Gegen die im Rahmen des RTVG ausgehandelte 
Regelung haben wir grundsätzlich nichts einzuwenden. Wir erwarten aber, dass die privaten 
Anbieter die Vorgaben und Auflagen, die an das Splitting geknüpft sind, einhalten und dass 
eine entsprechende Prüfung erfolgt bzw. dass das Angebot evaluiert wird und falls notwendig 
Anpassungen vorgenommen werden. 

 Auslandsauftrag des Bundes, siehe unsere Antwort auf Frage 2 bezüglich Swissinfo. 
 Die Unterstützung schweizerischen Filmschaffens erachten wir selbstverständlich als sinnvoll 

und richtig. 
 
 

 Die Gebührenbefreiung der RentnerInnen mit Ergänzungsleistungen soll beibehalten werden. 
Das ist auch mit dem neuen von uns unterstützen System (System 3, geräteunabhängige 
Abgabe) möglich. 

 Leistungen für Sinnesbehinderte (Gebärdensprache, Untertitelung) sind selbstverständlich 
beizubehalten bzw. anzupassen und falls nötig auch zu erweitern. 

 
 

 
 

 Die 44 Millionen CHF, welche die privaten Anbieter mit Programmauftrag über das 
Gebührensplitting erhalten, machen gerade mal 4% aller jährlich erhobenen Gebührengelder 
aus. 96% oder über 1,15 Milliarden gehen an die SRG. Angesichts dieser Verteilung und 
ungleichen Spiesse ist ein Wettbewerb illusorisch. Wie bereits erwähnt, würde die SVP ein 
duales Modell bevorzugen. 

 Betreffend Auslandauftrag des Bundes hat sich die SVP, wie oben erwähnt, für eine 
Reduktion der Gelder insbesondere bei swissinfo eingesetzt. Da Auslandschweizer mit den 
neuen Medien den Zugriff auf alle Informationsanbieter in der Schweiz haben, nimmt die 
Bedeutung von swissinfo ab. 

 Auch beim Schweizerischen Filmschaffen gibt es Optimierungsmöglichkeiten. Dieser Bereich 
wird schliesslich seitens des Bundes ebenfalls gefördert. Die Gefahr von Doppelspurigkeiten 
ist klar gegeben. Zusätzlich wird bei zu hohen Fördergeldern die Bereitschaft Drittmittel für 
Projekte zu generieren, vermindert. Eine verstärkte Finanzierung durch Drittmittel und eine 
stetige qualitative Überprüfung der Gelder wäre hier angebracht.  

 Zur Frage der Gebührenbefreiung wie auch den Leistungen für die oben erwähnten Gruppen 
gibt es keinen unmittelbaren Handlungsbedarf. Diese sollen fortgeführt werden. 
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Die privaten Anbieter decken nach wie vor nur einen Teil des Service-Public-Auftrags ab. 
Dieser Entwicklung kann nur mit einem starken Staatsfernsehen entgegengetreten werden. 
Wer Konzessionsgelder erhält soll einen GAV abschliessen. 
 
 
 

 
 

 Cette prise en charge est tout-ä-fait positive. Le PDC suisse prône un maintien de ce système 
dualiste comprenant une SSR forte et des diffuseurs régionaux privés complémentaires 
contribuant aussi au service public. 

 Le PDC suisse est préoccupé par cette tendance ä la concentration. 
 Pour nous, de telles conventions collectives serait difficile ä mettre en place, car les conditions 

sont très différentes, notamment selon les régions. Les moyens disponibles sont également 
très différents entre la SSR et les diffuseurs privés. Une telle convention collective serait 
éventuellement possible si la répartition de la redevance entre la SSR et les diffuseurs privés 
était revue, c'est-ä-dire si la part versée aux diffuseurs privés était élevée ä 10% du montant 
total de la redevance. 

 
 

 
 

 Service-Public-Auftrag Private: Wird eher mangelhaft umgesetzt. Sowohl private TV- wie 
Radiosender sind zuweilen doch eher als seicht zu bezeichnen. 

 Konzentration Medienangebot auf Grosskonzerne: insgesamt wohl nicht zu vermeiden. Umso 
mehr ist auf ausreichende Vielfalt zu achten! 

 GAV für alle: diese Forderung wird durch die EVP als sinnvoll unterstützt. 

3. Fragen zu den privaten elektronischen Medien (TV, Radio, Internet) 
Die privaten Anbieter im elektronischen Bereich (Radio, TV, Online) nehmen einen immer 
wichtigeren Platz in der Schweizer Medienlandschaft ein. Nicht nur, weil dank dem 
Gebührensplitting mehr Geld in einige Privatradios, aber vor allem Regionlfernsehanstalten 
fliesst und diese dadurch ausgebaut werden können, sondern auch deshalb, weil die 
Verlagshäuser ihr Angebot um genau diese Medien ausgebaut haben. Generell ist zu 
beobachten, dass sich das Medienangebot auf einige wenige Verlagshäuser konzentriert. 
 

 Wie beurteilen Sie die Wahrnehmung des Service Public-Auftrages durch die 
privaten Anbieter?  

 Wie steht Ihre Partei zur Tatsache, dass sich das Medienangebot immer mehr auf 
wenige Grosskonzerne wie Ringier, Tamedia, NZZ, AZ etc. konzentriert? 

 Sollen private Anbieter, welche Konzessionsgelder erhalten, die 
Arbeitsbedingungen durch einen Gesamtarbeitsvertrag regeln, bzw. wie stellt sich 
Ihre Partei zur kollektiven Regelung der Arbeitsbedingungen in der 
Medienbranche? 
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 Die regionalen Veranstalter machen gemessen an den bescheidenen Mitteln, die ihnen zur 
Verfügung stehen eine gute Arbeit. Allerdings hat die Qualitätsentwicklung enge Grenzen. 
Wegen des verunglückten RTVG‘s hängen nämlich die meisten regionalen Veranstalter am 
Tropf der regionalen Verleger und fristen oft ein jämmerliches Dasein. Ein duales System mit 
mehr Entwicklungsmöglichkeiten für die Privaten Veranstalter ist also dringend nötig. 
Insgesamt herrscht hier heillose Überregulierung.  

 Die Konzentration ist eine Folge der Verlagerung der Leser ins Internet mit massiven 
Wertschöpfungsverlusten im Print. Zudem wird die Anzeigewelt immer nationaler und 
internationaler, was die regionalen Verlage noch mehr unter Druck bringt. Die massive 
Regulierung des Staates in den elektronischen Medien hat diese Entwicklung gefördert. SRF 
ist Teil dieses Oligopol-Problems, wo die WEKO auffällig zurückhaltend ist. Insgesamt 
herrscht aber zwischen den Medien im Verlagsbereich immer noch starker Wettbewerb, was 
man beim publizistischen Teil der Medien nicht sagen kann. Offensichtlich hat aber die 
Marktsituation mit der publizistischen Vielfalt kaum Zusammenhang, weil die Journalisten 
anders organisiert sind. 

 Kategorisch nein. Die kollektiven Vertragsverhältnisse sollen paritätisch mit den 
Kollektivpartnern ausgehandelt werden. Es darf unter keinen Umständen sein, dass sich der 
Staat mit einer „Konzessionsandrohung“ einmischt.  
Der Abschluss eines GAV soll nicht an den Erhalt von Konzessionsgeldern gebunden, 
sondern ein Entscheid der jeweiligen Sozialpartner sein. 

 

 
 
 

- Die Konzentration ist insofern ein Problem, wenn dadurch die Medienvielfalt leidet und 
kleinere Anbieter oder unabhängige Anbieter daneben keine Chance mehr haben. 

- Die Grünen finden es richtig und wichtig, dass alle Arbeitnehmenden durch einen 
Gesamtarbeitsvertrag geschützt werden, also auch die Mitarbeitenden von privaten Anbietern. 

 
 

   
 

 Wir verweisen auf unsere Ausführungen bei Frage 1. 
 Selbstverständlich sollen private Anbieter, welche Konzessionsgelder erhalten, die 

Arbeitsbedingungen durch einen Gesamtarbeitsvertrag regeln müssen. Eine kollektiven 
Regelung der Arbeitsbedingungen in der Medienbranche wird von uns unterstützt. Diese 
muss modernen, fortschrittlichen Arbeitsbedingungen entsprechen. 
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 Das Angebot der privater Anbieter, welche Gebührengelder erhalten, ist durch den 
Programmauftrag seitens des Bundes definiert. Werden diese nicht erfüllt, werden die 
Gebührengelder dementsprechend angepasst bzw. im schlimmsten Fall sogar gestrichen. Es 
bestehen hier also die notwendigen Mittel, um den Auftrag sicherzustellen.  

 Die Konzentration des Medienangebotes auf nur wenige Unternehmen ist in der Tat ein 
Problem, da die Medienvielfalt eingeschränkt ist. Die SVP hat im Parlament mittels einer 
Interpellation (10.3963) auf diese Problematik hingewiesen.  

 Für einen Gesamtarbeitsvertrag besteht aus unserer Sicht kein Handlungsbedarf. Solche 
Verträge würden die privaten Anbieter noch weiter einschränken und führen im Endeffekt zu 
einer weiteren Konzentration innerhalb der Branchen, was sich negativ auf die Medienvielfalt 
auswirkt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nächste Frage auf folgender Seite.  
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 Die Medienförderung garantiert meinungs- und Informationsvielfalt, was die CSP begrüsst. 
 Die Posttaxenverbilligung ist eine mögliche Förderungsmassnahme. Weiter sind lokale 

Projekte zu fördern und neue Formen allenfalls auch finanziell zu unterstützten. 
 Die Verbilligung hat durch direkte Zahlungen zu erfolgen. 
 Die CSP findet es grundsätzlich falsch bei der Mehrwertsteuer Ausnahmen zu machen.  

 
 
 

 
 

 Le soutient ä la presse et aux médias est clairement pour nous une tâche de l'Etat. Le 
Parlement l'a encore confirmé lors de la session des Chambres fédérales d'Hiver 2010 ä 
l'occasion de la révision de la Loi sur la Poste. 

 Nous demandons un soutient dans le domaine de la formation des professionnels des médias 
également, ainsi qu'un soutien l'Agence Télégraphique Suisse (ATS) qui permettrait aux 
médias d'accéder ä l'information ä des tarifs plus avantageux. 

 Pour le PDC suisse, le soutien direct par la Confédération n'est pas une solution satisfaisante. 
Le soutient aux médias au travers de la Poste demeure pour nous le meilleur système 
actuellement. 

 Oui. L'introduction d'un taux de TVA unique pourrait faire monter les prix dans le domaine des 
médias. Un taux zéro ou une TVA réduite permet aux médias de conserver des tarifs qui 
demeurent accessible pour une grande partie de la population. 

 Nous défendons le système de promotion ciblé de la presse par la Confédération, afin 
d'assurer la mission de service public. 

 
 

4. Fragen zu der Presseförderung 
In der Schweiz heisst Presseförderung traditionellerweise „Posttaxenverbilligung“. Diese 
wird aktuell neu diskutiert. Zur Debatte stehen aber auch andere Modelle einer Presse- 
oder Medienförderung. 
 

 Halten Sie die Medien/Presseförderung generell für eine Aufgabe des Staates? 
 Welche Modelle einer Medien/Presseförderung befürworten Sie? 
 Halten Sie die Posttaxenverbilligung weiterhin für ein richtiges Mittel? Als 

Budgetbestandteil der Post oder als direkte Zahlung des Bundes? 
 Halten Sie eine Streichung oder Reduzierung der Mehrwertsteuer für 

Medienprodukte für richtig?  
 Sind Sie auch für eine direkte Presseförderung des Staates? 
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 Presseförderung als Staatsaufgabe: Es wäre schön, der Staat müsste die Medien nicht 
fördern. Doch wie sich zeigt, ist die Medienvielfalt ohnehin schon genügend unter Druck und 
eine gewisse Presseförderung damit unabdingbar. Fast alle Staaten Westeuropas fördern ihre 
Medien auf irgendeine Weise – die meisten mittels verbilligter Mehrwertsteuersätze. 

 Modelle der Medienförderung: Die EVP erachtet folgende Massnahmen als sinnvoll: verbilligte 
Posttarife, reduzierte Mehrwertsteuersätze (sofern einigermassen einfach handhabbar und 
auch andere Ausnahmen bestehen) sowie die Unterstützung der Journalistenaus- und –
weiterbildung. 

 Posttaxenverbilligung: die verbilligten Zeitungstarife der Post erachtet die EVP als ein 
probates Mittel, weil sie Presseerzeugnisse mit kleiner Auflage und geringer 
Erscheinungshäufigkeit überdurchschnittlich fördert, was tendenziell im Sinne der 
Medienvielfalt ist. Allerdings sind Anpassungen wohl unumgänglich: heute profitieren Migros 
Magazin und Coop Zeitung mit Abstand am meisten von den reduzierten Posttarifen, was sich 
bzgl. der Förderziele kaum rechtfertigen lässt. Eine gewisse Abgeltung des Bundes an die 
Post ist sicher richtig. Jedoch ist das Gejammer der Post, was für ein Verlustgeschäft die 
verbilligten Zeitungen doch sei, zuweilen unerträglich. Schliesslich handelt es sich dabei um 
zuweilen beträchtliche Volumina, welche auch in privaten Tarifverhandlungen einen gewissen 
Rabatt beanspruchen könnten. 

  
 

   
 

 Nein 
 Presseförderung ist keine staatliche Aufgabe. Der Informationsfluss ist dank vielfältigem 

Angebot sicher zu stellen. 
 Die FDP lehnt dies mehrheitlich ab. 
 Nein. Die FDP verlangt den Einheitssatz für alle Branchen bei der Mehrwertsteuer. 
 Nein, das ist wieder eine direkte Einmischung des Staates in den Medienmarkt. 

Presseförderung geschieht am besten durch die Presse selber – durch gute Produkte.  
 

 
 

 Der Staat ist mitverantwortlich. Wie wir heute sehen, nimmt die Medienkonzentration laufend 
zu. Da muss Gegensteuer gegeben werden. 

 Die Posttaxenverbilligung ist als Mittel in Ordnung. 
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 Ja, wir halten Medien/Presseförderung ganz grundsätzlich für eine Aufgabe des Staates und 
wir unterstützen eine indirekte bzw. direkte Presseförderung des Staates. Diese muss aber 
sicher an zu definierende Bedingungen geknüpft sein. Es soll und kann nicht „alles“ 
gleichermassen gefördert werden. Geförderte Medien / Presse müssen gewisse Kriterien 
erfüllen, um in den Genuss von Fördermitteln zu kommen. 

 Im Rahmen des Berichts zur Lage der Presse, den wir mit Spannung erwarten, soll die Frage 
der Modelle einer „idealen“ Förderung analysiert und diskutiert werden. Basierend darauf 
werden wir unsere Diskussionen vertieft führen. Bei der Frage der Presseförderung sind wir  
auch in Kontakt und im Austausch mit der „IG Mitgliederpresse“. 

 Die Posttaxenverbilligung ist aus unserer Sicht sicher nicht das einzige und auch nicht das 
ideale Instrument. Da es aber z.Z. das einzig existierende ist, haben wir uns im Rahmen der 
Debatte zum Postgesetz natürlich für die Beibehaltung dieser Form der Presseförderung 
eingesetzt. Wir haben dabei u.a. den Grundsatz vertreten, dass Ermässigungen auch für 
Zeitungen von Nonprofitorganisationen und -verlagen gewährt werden sollen, die keine 
Mitglieder, sondern „nur“ AbonnentInnen haben.  

 Die SP-Fraktion hat im Rahmen der Debatte zum Postgesetz u.a. folgende Position vertreten: 
Die indirekte Presseförderung ist wertvoll. Sie ist sowohl für die Regional- und Lokalpresse als 
auch für die Mitgliedschafts- und Stiftungspresse eminent wichtig, denn selbst ohne 
Presseförderung haben es diese Blätter heute finanziell äusserst schwer. Für unsere 
Demokratie, aber auch für unseren feinverästelten föderalistischen Staat sind die Regional- 
und Lokalzeitungen, aber auch die Mitgliedschafts- und Stiftungsblätter sehr wichtig. Sie 
haben eine wichtige Funktion, auch für die demokratische Meinungsbildung. Wir haben uns 
deshalb dafür eingesetzt, dass die Förderbeiträge auf 50 Millionen Franken erhöht werden. 
Fördergelder stehen aber nicht in unlimitiertem Umfang zur Verfügung. Wenn wir fokussieren 
wollen und wenn wir diese Fördergelder nicht allzu breit streuen wollen, dann müssen wir 
Prioritäten setzen. Deshalb haben wir uns entschieden, keine grossen Kopfblätter zu 
subventionieren, welche sich in zig kleine Untertitel spalten und so Fördergelder abholen 
können. 

	
  

 
 

 Die SVP ist klar der Meinung, dass es nicht Aufgabe des Staates ist, aktiv Medien- und 
Presseförderung zu betreiben. Aus diesem Grunde lehnen wir eine staatliche direkte wie 
indirekte Presseförderung ab. 

 Mit dem kürzlich revidierten Postgesetz wurde die staatliche Förderung 
(„Posttaxenverbilligung“) sogar noch weiter ausgebaut, indem man die Mittel um jeweils 10 
Mio. CHF auf 30 Mio. für die Lokal- und Regionalpresse bzw. auf 20 Mio. für die 
Mitgliedsschafts- und Stiftungspresse erhöhte. 

 
 
 
 
 
Das SSM dankt allen Parteien, die sich an der Umfrage beteiligt haben. 
 
 
 
Schweizer Syndikat Medienschaffender  
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